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,H- 11929 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates ,', 

XIII. Gesetzgebungsperiode 
DER BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN 

,Zl.. 6158-Pr .. 2/75 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlament 
Wie n 1 .. 

Wien, 1975- 08 ,29 

2330/A.8. 
zu 2189/J ... 
Präs. am. __ .!:.~.~_~: .. ~.15 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Burger und Genossen vom 
1 .. Juli 1975, Nr .. 2189/J, betreffend 24. Gehaltsgesetznovelle, 
Verwendungszulagen nach § 30a Abso 2, beehre ich mich mitzu­
teilen: 

EU 12: 
Die Bestimmungen des § '30a Abs .. 1Zo2 Gehaltsgesetz 1956 wur­
den bereits angewendet. 

Zu 2): 
',Laut Feststellung des' BundesministeriUllls für Landesverteidigune; 
wurden indessen Ressortbereich in fünf Fällen Verwendungszu­
lagen nach § 30a Abso1, Z.2 Gehaltsgesetz 1956 bemessen .. 

Zu'32: 
Siehe Antwort zu 1)0 

Zu 4): 
Dem Bundesministerium für Finanzen ist nicht bekannt, wieviele 
Anträge von Beamten selbst oder von Dienststellen des Bundes­
ministeriums für Landesverteidigung auf Zustimmung zur Bemes­
sung von Verwendungszulagen nach § 30a Jl.bs.1Z .. 1 bis 3 Gehalts-' 
gesetz 1956 bei der Zentralleitung des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung eingelangt sind. De.s Bundesministeriumfür 
Landesverteidigung hat jedenfalls mehr als 1000 Anträge an das 
Bundeskanzleramt und das Bundesministerium für Finanzen mit dem 
Ersuchen um Erteilung der gesetzlich vorgesehenen Zustimmung 
(§ 30a Abs .. 2 Gehaltsgesetz 1956)gestellto Diese Anträge haben 
überwiegend Verwendungszulagen nach Z .. 1 (Diskrepanz. in ver-

, wendungsgruppenmäßiger Hinsicht) und ~ach Zo3 (Verwendungszu­
·la.ge für Beamte'in Führungsfuriktion) der genannten Gesetzes-

, , 

" stelle betroffen .. Die letztgenannten Anträge wurden weitaus 
üperwiegend positiverledigto 

'" 
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.~~ 5): 
Es liegt keinesfalls in der Absiht deß Eundesministeriums für 

l!'inanzen, Bedienstete - sei es durch eine angebliche Ver­

jährungsstatik oder auf eine sonstige Weise - VOll einem all­

fälligen ges:etzlichen Anspruch auf eine Verwendungs zulage 

auszuschließen. Hiebei darf nicht übersehen werden, daß das 

Bundeskanzleramt und das Bundesministerium für Finanzen 06-
weils erst aufgrund eines, Antrages ein.er Zentralleitung tätig 
v/erden, d.h .. von dem ihnen zukommenden Zustimmungsrecht Ge­

brauch machen können. Im übrigen ">iird die Verjär.rung eines 

I.Jeistungsanspruches dann ausgeschloss en, Welli"l der Anspruch 

auf die Leistung (vorliegendenfalls die Verwend.ungszulage) 
. . ~ b ..:l' ~. ~ • - 'i:' d ' § ...,.~ b . b .(1 lnnernaJ. von ureJ. tJanren gel. T.enc. gemacn ~ i.,ar \. I) 1\. So i 

Gehaltsgesetz 1956). 
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